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AUS DEM INHALT
Die Steinkohle hat seit Ende der fünfziger Jahre ihren Markt bei der Wärmeerzeugung
der Industrie und der privaten Haushalte weitgehend an das Heizöl verloren. Um einen
Mindestabsatz heimischer Steinkohle zu sichern, wurde der Kohlemarkt gespalten: Die
Eisen- und Stahlindustrie sowie einige Abnehmer, die in bescheidenem Umfang über
Importkontingente verfügen, können Steinkohle zum Weltmarktpreis einsetzen. Alle übri-
gen Abnehmer, darunter auch Teile der Elektrizitätswirtschaft, müssen dagegen einen fast
doppelt so hohen Inlandspreis entrichten.
Nach dem scharfen Anstieg der Preise für Erdöl liegt dessen Wärmepreis heute etwas
höher als der für heimische Steinkohle. In größerem Umfang lohnt sich eine Substitution
von öl durch Kohle jedoch nur, wenn auf billigere Steinkohle zum Weltmarktpreis zu-
rückgegriffen werden kann; denn große zusätzliche Mengen an heimischer Kohle können
nur zu erheblich steigenden Kosten gefördert werden.
Soll künftig im Zuge einer Politik des "weg vom ÜP verstärkt Steinkohle eingesetzt und
der heimische Steinkohlenbergbau gleichzeitig aus versorgungspolitischen Gründen erhal-
ten werden, so wäre es zweckmäßig, die Kohleeinfuhr völlig zu liberalisieren und das
bisherige Stützungssystem vollständig durch ein System direkter Ausgleichszahlungen (De-
ficiency Payments) zu ersetzen.
Ein System von Deficiency Payments für den gesamten Steinkohlenbergbau hätte den
großen Vorteil, daß die Substitution von Ol durch Kohle nicht mehr durch Einfuhrhemm-
nisse und hohe Inlandspreise behindert und erschwert würde. Ober die Menge der ins-
gesamt eingesetzten Kohle entschiede der niedrigere Weltmarktpreis. Der heimische Berg-
bau erhielte die Differenz zwischen den Förderkosten und dem Weltmarktpreis erstattet.
Die fiskalischen Kosten, die bei der gegenwärtigen Fördermenge zusätzlich aufzubrin-
gen wären, liegen unter 1 Mrd. DM. In volkswirtschaftlicher Betrachtungsweise sind dies
jedoch keine zusätzlichen Kosten, da bislang die inländischen Kohleabnehmer den ge-
genüber dem Weltmarktpreis höheren Binnenpreis für Steinkohle zahlen müssen.
Das Mitte dieses Jahres vereinbarte "Kohlepaket" kann den energiewirtschaftlichen Er-
fordernissen nicht voll gerecht werden. Die vorgesehenen Importkontingente können das
Potential für eine Substitution von Heizöl durch Steinkohle auf dem Wärmemarkt der
Industrie und der Privathaushalte nur zu Bruchteilen ausschöpfen. Darüber hinaus besteht
Anlaß zu der Sorge, daß die außenwirtschaftlichen Reglementierungen und die damit
verbundenen Zuteilungskriterien eine volle Nutzung selbst dieser Einfuhrkontingente ver-
hindern werden. Ohne eine umfassende Liberalisierung der Steinkohleneinfuhr und eine
Umgestaltung des Stürzungssystems wird die Energiepolitik in der Bundesrepublik den
Anteil des Erdöls an der Energieversorgung nicht in dem angestrebten Maß vermindern
können.
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1. In jüngster Zeit wurde vom Sachverständigenrat vorgeschlagen, die Einfuhr
von Steinkohle zu liberalisieren
1; denn in der Liberalisierung der Steinkohlen-
einfuhren wird eine Vorbedingung für eine forcierte Substitutionspolitik "weg
vom Öl" gesehen. Gleichzeitig steht zur Diskussion, das bisherige vielgestal-
tige System von Subventionen zugunsten des heimischen Steinkohlenbergbaus so
umzugestalten, daß der Absatz .von Steinkohle an den Verbraucher zu Weltmarkt-
preisen erfolgen kann.
2. Die Bundesregierung vermochte sich in ihren flankierenden Beschlüssen zu
dem Steinkohlenvertrag, den der Bergbau und die Elektrizitätswirtschaft im
März 1980 geschlossen haben, nur zu einer begrenzten Liberalisierung ent-
schließen [vgl. BMWi, 1980a]. Die Einfuhrmöglichkeiten wurden für einige Ver-
brauchsbereiche zwar erweitert, das System der reglementierenden Einfuhrzoll-
kontingente wurde aber im Prinzip beibehalten. An der Subventionspraxis zu-
gunsten des heimischen Steinkohlenbergbaus wurden nur marginale Veränderun-
gen vorgenommen.
3. In Anbetracht der energiepolitischen Herausforderung stellt sich die Frage,
ob das StützungsSystem für den deutschen Steinkohlenbergbau - in seinen Grund-
zügen von der energiepolitischen Situation vor zwanzig Jahren geprägt - noch
zeitgemäß ist. Unter dem Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit hat der Stel-
lenwert der deutschen Kohle zwar zugenommen, aber das System, das dem
Schutz des heimischen Steinkohlenbergbaus dienen soll, behindert die an sich
rentable und erwünschte Substitution von Mineralöl durch Importkohle. Zu prü-
fen ist, ob sich diese Wirkung durch eine andere Ausgestaltung des Stützungs-
systems vermeiden ließe, ohne die Versorgungssicherheit durch deutsche Koh-
le zu beeinträchtigen.
Die Wiege des Stützungssysteins für die Steinkohle
4. Die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)
im April 1951 sowie die darauffolgenden Jahre standen unter dem Eindruck
einer Mangellage, die auch in die Zukunft projiziert wurde. Eine Kohlekrise
1 Vgl. Sachverständigenrat [1979, Ziff. 431 f. ]; zu etwa den gleichen Schluß-
folgerungen gelangte der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschafts-
ministerium in seinem Gutachten [BMWi, 1980, insbes. Ziff. 16], Eine Reihe
von Wirtschaftsverbänden schloß sich diesem Vorschlag an, unter anderem
der Deutsche Industrie- und Handelstag unter Berufung auf die Ausführungen
des Sachverständigenrates und des Wissenschaftlichen Beirats.war nach damaligem Verständnis allenfalls in der Form zu erwarten, daß Ver-
sorgungsschwierigkeiten bei Steinkohle auftreten könnten. So gelangten die
drei "Atomweisen" noch 1957 in einem Energiegutachten im Auftrage der EGKS-
Mitgliedsländer zu der Überzeugung [Armand et al. , 1957, insbes. S 69 f. ] ,
die absetzbare Förderkapazität des deutschen Steinkohlenbergbaus (damals
knapp 150 Mi 11. t pro Jahr) werde 1975 trotz eines forcierten Ausbaus der Kern-
energie etwa 180 Mi 11. t betragen
1.
5. Im Zuge langfristig gesicherter Absatzerwartungen wurde 1956 das bis dahin
gültige System von Höchstpreisen abgeschafft, was zu einem deutlichen Anstieg
der Ruhrkohlepreise führte. Im Verlauf des Jahres 1958 kam es im deutschen
Steinkohlenbergbau zu einer Absatzkrise, die die damaligen Entscheidungsträ-
ger unvorbereitet traf. Neben den eigenen Preiserhöhungen trugen kumulativ
vor allem die folgenden Faktoren dazu bei, daß der Verkäufermarkt für Ruhr-
kohle seit Anfang 1958 umschlug:
- Im Nahen Osten und in Nordafrika wurden große Ölvorkommen erschlossen.
Die Vereinigten Staaten begannen gleichzeitig, die heimische Ölproduktion
vor der neuen Konkurrenz abzuschirmen, so daß das erweiterte Erdölangebot
vor allem auf dem europäischen Markt wirksam wurde. Dies beschnitt auch
den Auslandsabsatz von deutscher Steinkohle in den Migliedsländern der EGKS.
- Durch den Sturz der Frachtraten nach Beendigung der Suez-Krise wurde das
Kohleangebot aus Nordamerika gegenüber der Ruhrkohle wettbewerbsfähiger.
- Eine Steuerung der Kohleimporte über Devisenzuteilung war nach Aufhebung
der Devisenbewirtschaftung nicht mehr möglich.
- Die europäische Stahlindustrie befand sich zudem im Frühjahr 1958 in einer
konjunkturellen Flaute.
1 Die Kraftwerkskapazität der damaligen Gemeinschaft wurde für 1975 mit
154 530 MW unterschätzt, der Anteil der Kernenergie an der Kapazität mit
30 vH erheblich überschätzt. Tatsächlich betrug die Kraftwerkskapazität
1975 in den Gründungsländern der EGKS 181 461 MW und der Anteil der Kern-
energie knapp 5 vH. - Generell kann man nicht sagen, die Gutachter hätten
das Marktpotential des Erdöls völlig übersehen. Zu einem Markteintritt des
Öls aus dem Mittleren Osten schrieben sie [Armand et al. , 1957, S. 18 f. ]:
"in dem Maße, in dem,die aus dem Mittleren Osten eingeführten Ölmengen
zunehmen, wird auch die politische Versuchung wachsen, sich in die Ölzu-
fuhr aus diesem Gebiet einzumischen. Eine zukünftige Unterbrechung der Öl-
lieferungen könnte für die Wirtschaft Europas sehr schwerwiegende Folgen
haben. Eine zu große Abhängigkeit unserer hochindustrialisierten Länder von
einem als Krisenherd bekannten Gebiet könnte selbst zu ernsten politischen
Erschütterungen in der ganzen Welt führen. Das Öl muß eine Handelsware
bleiben und darf nicht zu einer politischen Waffe werden. "Entliberalisierung als Notbremse
6. In der Bundesrepublik wurden mehrere Maßnahmen ergriffen. Mit einem
Kohlezoll in Höhe von 20,00 DM/t wollte man sich der Konkurrenz der ameri-
kanischen Steinkohle weitgehend entledigen
1. Dieser Zollsatz war damals prohi-
bitiv (Tabelle 1). Zur weiterhin zollfreien Einfuhr von Steinkohle aus Drittlän-
dern wurde jedoch ein Kontingent in Höhe von etwa einem Drittel der bisherigen
Einfuhren eingeräumt. Ein entscheidender Schritt bestand darin, daß man bei
den Drittlandseinfuhren vom Erklärungsverfahren zum Genehmigungsverfahren
überging. Der einfuhrgenehmigenden Behörde (hier: Bundesamt für Gewerbliche
Wirtschaft) steht es dabei frei, die Einfuhr von Drittlandskohle über das Zollkon-
tingent hinaus zu genehmigen, die dann allerdings zu verzollen wäre. Die Praxis
besteht aber darin, keine Einfuhren von Drittlandssteinkohle zuzulassen, die das
Tabelle 1 - Nominalzölle für Steinkohle und Steinkohlenbriketts der Bundesrepu-
















































Grenze ohne Zölle, Steuern
kohle C (unter 10 mm) frei




























































































 c Durchschnittspreis für Großabnehmer Industrie-
Station Düsseldorf. - Bis 1967 einschließlich, ab 1968 ohne Um-
Quelle: Deutscher Gebrauchs-Zolltarif [ lfd. Jgg.]. -VIK[lfd. Jgg.] -
BMWi [Daten, lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.
1 Hierzu war die Genehmigung der Hohen Behörde der Montanunion notwendig,
die auch erteilt wurde. Da sich die übrigen EGKS-Mitglieder dem deutschen
Schritt nicht anschlössen, muß seitdem für die weiterhin zollfreien Einfuhren
von Steinkohle aus EGKS-Ländern ein Ursprungszeugnis beigebracht werden,
andernfalls ist die Einfuhr gemäß Tarifposition 27. 01 des Zolltarifs zu ver-
zollen.Zollkontingent übersteigen. Auf diese elegante'Weise wurde aus dem Zollkontin-
gent ein "echtes" Kontingent im Sinne einer definitiven Einfuhrgrenze (zur zeit-
lichen Entwicklung von Mengengrenze und Ausschöpfungsquote vgl. Tabelle 2).
Ein prohibitiver Zoll wurde demnach noch durch eine Mengengrenze "flankiert".
Der Zollsatz wurde im Rahmen der Kennedy-Runde (1967-1972) optisch halbiert
(Tabelle 1) und wäre unter heutigen Bedingungen kaum noch prohibitiv; er ist je-
doch aufgrund der Mengenbegrenzung ohne Funktion.















































































































































































fallen zwar unter das Zoll-
srfolgt. -
 bDie Einfuhrzah-
Kontingentmengen der vergangenen und/oder der folgenden Periode
-
 cGesetz
"Gesetz über das Zollkontingent
eine Mill. t infolge des Beitritts
über das
für feste
Zollkontingent für feste Brennstoffe vom 3. Dezem-
Brennstoffe 1971-1976 vom 14. 12. 1970. -
 eHerab-
von Großbritannien zur Europäischen Gemeinschaft. Die
Steinkohlenlieferungen Großbritanniens genießen seitdem die
^Gesetz über das Zollkontingent für feste Brennstoffe
tionskontingent von rd. 1, 1 Mill. t.
vom 2f
Präferenzen der "Gemeinschaftskohle". -
. Juni 1976. - sEinschließlich Öl-Substitu-
Quelle: Sp. 2 u. 3: BMWi [unveröff. ]. - Sp. 5: Statistisches Bundesamt
[lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.
7. Die Aufteilung des Zollkontingents ist seit 1959 einer Reihe von Reglemen-
tierungen unterworfen [vgl. Donges et al. , 1973, S. 126 f. ]:
- Bis einschließlich 1964 wurde jedem Lieferland ein bestimmter Meng-enpla-
fond zugeteilt (Länderkontingente); danach ging man zu Globalkontingenten
über, bei denen nur noch zwischen den westlichen Lieferländern außerhalb
der EGKS und den Staatshandelsländern unterschieden wird.
- Der Absatz von kontingentierter Steinkohle ist innerhalb der Bundesrepublik
gebietsmäßig abgegrenzt, und zwar dürfen die Einfuhren - mit einigen Aus-
nahmen - nur an die Verbraucher nördlich des Mittellandkanals, in die tra-
ditionellen Einzugsgebiete für Einfuhrkohle, Schleswig-Holstein, Hamburg,
Bremen und Niedersachsen, weitergeleitet werden. Die norddeutschen
Küstenländer absorbierten etwa 80-90 vH der Zollkontingente (Tabelle 3).Tabelle 3 - Anteil der Bundesländer an kontingentierten Einfuhren von Steinkohle




















































































































































































Quelle: BMWi [unveröff. ]. - Eigene Berechnungen.
- Der Kreis der antragsberechtigten Importeure ist eng begrenzt. Die Zollkon-
tingentscheine werden in aller Regel nur solchen Importeuren zugeteilt, die
in der Vergangenheit schon Einfuhren getätigt haben (sogenannte Referenzim-
porteure). Diese Importeure sind vorwiegend nicht mit den Verbrauchern von
Importkohle identisch. Die "Newcomer-Marge" für neue Importeure war bis-
her knapp bemessen; sie betrug nur etwa 2 vH der Basismenge für die "Refe-
renzimporteure" .
8. Die Lieferungen von Steinkohle aus den anderen Mitgliedsländern der EGKS
hatten vor der Entliberalisierung der Einfuhren aus Drittländern kein nennens-
wertes Gewicht und haben es seitdem auch nicht erlangt. Der Sprung von 5, 3 vH
in 1958 auf 15,6 vH im Jahr 1959 (Tabelle Bl) erklärt sich aus der Herabsetzung
der Drittländereinfuhr durch die Importkontingente. Die dominierende Stellung
der Vereinigten Staaten unter den Lieferanten aus Drittländern wurde nach Ein-
führung des Zollkontingents erheblich geschwächt - was beabsichtigt war.
9. Die deutschen Steinkohlenreserven zeichnen sich dadurch aus, daß der Anteil
der Kokskohle
1 mit etwa zwei Drittel sehr viel höher ist als im Durchschnitt der
1 Beim Steinkohlenverbrauch muß im wesentlichen zwischen Koks(Fett-)kohle
und Kessel(Gasflamm-)kohle unterschieden werden. Letztere eignet sich auf-
grund ihres Brennwertes und/oder ihrer chemischen Zusammensetzung nicht
zur Herstellung von Steinkohlenkoks, der in der Eisen- und Stahlerzeugung
eingesetzt wird, sondern nur zum Verbrennen zur Erzeugung von Wärme.
Kokskohle kann auch als Kesselkohle verwendet werden, sofern dies von den
Preisen her lohnend erscheint. Eine Differenzierung der Statistiken (national
wie international) für Produktion, Verbrauch, Einfuhr und Ausfuhr von Stein-
kohle nach Kokskohle und Kesselkohle wird bisher nicht vorgenommen. Eine
Identifizierung ist nur insoweit möglich, als Steinkohle zur Herstellung von
Steinkohlenkoks verwendet wird.Weltsteinkohlenreserven - vermutlich etwa 20 vH
1. Dies spiegelt sich auch im
deutschen Außenhandel mit Steinkohle wider: Importiert wird fast ausschließlich
Kesselkohle. Die Exporte - vorwiegend in die Länder des EGKS - bestehen vor-
wiegend aus Kokskohle.
10. Schon vor der Kontingentierung Ende der fünfziger Jahre war der Einsatz von
Importkohle aus Drittländern auf die Bereiche Öffentliche Kraftwerke, Ortsgas-
und Wasserwerke sowie Übriges Verarbeitendes Gewerbe konzentriert (Tabel-
len B2, B3). Das sind Verwendungsbereiche, die vorrangig oder ausschließlich
Kesselkohle verbrennen. Die Konzentration der Importkohle auf Einsatzbereiche
mit Kesselkohle hat sich nach der Kontingentierung der Steinkohleneinfuhren aus
Drittländern eher verstärkt. 1978 wurden fast 90 vH der Drittländereinfuhren an
Steinkohle im Bereich der Öffentlichen Kraftwerke eingesetzt; der Anteil der
Steinkohleneinfuhren am Steinkohlenverbrauch betrug bei den Öffentlichen Kraft-
werken vor der Plafondierung 40 vH, danach mit geringfügigen Schwankungen
etwa 20 vH. In dem Einsatzbereich Eisenschaffende Industrie spielt die Stein-
kohleneinfuhr aus Drittländern in Form von Kokskohle nur eine marginale Rolle
(Tabelle B2). Von diesem Bild weicht nur deutlich das Jahr 1970 ab, als die im
Gefolge des europäischen Stahlbooms steigende Nachfrage nicht hinreichend
durch die Bereitstellung von gemeinschaftlicher Kokskohle "abgefedert" werden
konnte. Diesem Umstand trug man dadurch Rechnung, daß die deutschen Kon-
tingente für Steinkohle aus Drittländern (autonom und vorübergehend) von 6 Mill. t
(1969) auf 9 Mill. t (1970) aufgestockt wurden (Tabelle 2).
Die deutsche Ausfuhr von Steinkohle ist traditionell zu fast 90 vH auf die Absatz-
märkte innerhalb der EGKS-Länder konzentriert (Tabelle B4)
2 und besteht fast
ausschließlich aus Kokskohle. Dies steht auch im Einklang mit den Divergenzen
in der nationalen und internationalen Relation zwischen Koks- und Kesselkohle.
Die entscheidende Frage ist jedoch, ob diese Divergenz in den verfügbaren Res-
sourcen mit einer entsprechend differenzierten Preisgestaltung einhergeht. Dies
scheint bisher, soweit es die Preisgestaltung des heimischen Bergbaus anbelangt,
offensichtlich nicht der Fall zu sein
3 .
11. Seit 1968 konnten Großbritannien und Polen ihren Marktanteil am insgesamt
stagnierenden Plafond für Drittlandssteinkohle erheblich ausweiten, nicht zuletzt
aufgrund eines erheblichen Preisvorteils gegenüber konkurrierenden Angeboten
aus sonstigen Drittländern (Schaubild 1). Diesen Preisvorteil hat Großbritannien
1 Zur Quantifizierung und Klassifizierung regionaler und globaler Steinkohlenre-
serven vgl. Grenon [ 1979] .
2 Die Lieferstruktur läßt es unwahrscheinlich erscheinen, daß in einem Krisen-
fall bisherige deutsche Steinkohlenausfuhren massiv auf den Binnenmarkt um-
gelenkt werden könnten. Nach Artikel 59 des Montan-Vertrages kann die Hohe
Behörde im Krisenfall sogar verbindliche Lieferverpflichtungen verfügen und
würde dies voraussichtlich auch tun.
3 Nach einer neueren Studie der OECD [ 1978, S. 112] lag der Weltmarktpreis
(als Weltimportpreis) 1977 für Kesselkohle im Bereich zwischen 33 und 36
US $/t und für Kokskohle im Bereich zwischen 50 und 60 US $/t. Der Preis
frei Station Abnehmer für Ruhrkohle im Inland betrug im Durchschnitt etwa
60 US $/t, ohne hinreichend nach Verwendungsbereichen und Beschaffenheit
zu differenzieren.a b





1955 56 57 58 59 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 % 75 76 77 78 79
aCl.f. Einfuhrpreis frei Grenze ohne Zölle, steuern und Abgaben. -
 bEinschtiesslich Steinkohlenbriketts. -
 cAb 1959 einschliesslich Saarland. -
 dPreis für Grossabnehmer
Industrielmhle Cfunter 10mm) frei Station Düsseldorf, ab 1968 ohne Umsatz (Mehrwert-)steuer.
trotz der Abwertung des britischen Pfundes seit 1973 zu einem erheblichen Teil
eingebüßt. Obwohl die Steinkohleneinfuhren aus Großbritannien seit 1973 keinen
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen mehr unterliegen (Einbindung in die
EGKS-Einfuhrregelung infolge des EG-Beitritts), sind seitdem die Marktanteile
an der deutschen Steinkohleneinfuhr wieder stark rückläufig (Tabelle Bl).
12. Zu den preisgünstigsten Anbietern aus Drittländern zählten in den letzten
Jahren Polen, die Republik Südafrika und Australien. Diese Länder konnten
ihren Marktanteil an den deutschen Kontingenten für Steinkohleneinfuhren aus
Drittländern entweder halten - Polen - oder aber erheblich ausbauen - Austra-
lien und Südafrika. Hier scheint noch ein großes Angebotspotential zu liegen, das
für die deutsche Energieversorgung nutzbar gemacht werden könnte. Im Durch-
schnitt betrug der Importpreis für Steinkohle in den letzten Jahren nur etwa die
Hälfte des Absatzpreises für heimische Steinkohle (Schaubild 1). Importierte
Steinkohle ist damit seit Mitte der siebziger Jahre auch gegenüber dem Erdöl
zu dem mit Abstand preisgünstigsten Energieträger aufgerückt (Schaubild 2).10
Schaubild 2 - Energiepreise als Wärmepreise für ausgewählte Energieträger














65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 1960 61 62 63 64 75 76 77 78 79
C.i.f. Einfuhrpreis Grenzübergang. - Industrie und öffentliche Kraftwerke, Erdgas und hergestelltes Gas, einschliesslich Umsatz-tMehrwert-lsteuer. -
 cyerkaufs-
preise (einschliesslich Verbrauchssteuern, seit 1988 ohne Umsatzsteuer) frei Betrieb Düsseldorf bei Abnahme von 201 bis 2000 f.- -
 dIndustriekohle C {unter 10 mm)
frei Station Düsseldorf, seit 1968 ohne Mehrwertsteuer.
Abwehr des Verdrängungswettbewerbs durch das Heizöl
13. Die Entliberalisierung der Steinkohleneinfuhren aus Drittländern konnte
Absatzeinbußen des heimischen Steinkohlenbergbaus aber nicht verhindern, denn
der Hauptkonkurrent heimischer Steinkohle war weniger die Importkohle als
vielmehr das Erdöl, das in den sechziger Jahren nicht nur den Mehrbedarf an
Energie decken, sondern auch die Steinkohle aus vielen angestammten Absatz-
gebieten verdrängen konnte. Den Substitutionswettbewerb gegen die Steinkohle
konnte das Erdöl vor allem aufgrund des niedrigeren Wärmepreises
1 und der
hohen Angebotselastizität zu seinen Gunsten entscheiden; die Differenz der Wär-
mepreise zwischen Erdöl und heimischer Steinkohle hat in den sechziger Jahren
1 Als Wärmepreis bezeichnet man den Geldbetrag pro Einheit Heizwert (DM/Giga -
joule) eines Energieträgers. Neben dem Vergleich der Wärmepreise müssen bei
einem vollständigen Energiekostenvergleich auch die unterschiedlichen Betriebs-
kosten sowie unterschiedliche Wirkungsgrade bei der Bereitstellung einer Ener-
giedienstleistung (etwa Raumheizung) von verschiedenen Energieträgern
berücksichtigt werden. Ein derartig detaillierter Vergleich kann aber nur für
jeweilige Einzelfallbetrachtungen angestellt werden.11
bis Mitte 1973 tendenziell eher zugenommen (Schaubild 2). Abgesehen von dem
damaligen Preisvorteil bietet das Heizöl gegenüber der Steinkohle neben den ver-
gleichsweise niedrigen Investitionskosten bei einer Umstellung von Steinkohle auf
Mineralöl Vorteile beim Transport, bei der Lagerung, Bedienung und Abfallbe-
seitigung, um nur die wichtigsten zu nennen.
14. Um dem starken Verdrängungswettbewerb zu begegnen, dem die heimische
Steinkohle durch die steigenden Erdöleinfuhren ausgesetzt war, wurden weitere
Schutzmaßnahmen ergriffen. Anfang 1960 wurde als Alternative zu außenwirtschaft-
lichen Schutzmaßnahmen
1 eine spezifische Verbrauchssteuer auf Heizöl eingeführt,
und zwar mit einem Steuersatz von 25,00 DM/t für schweres Heizöl und von
10,00 DM/t für leichtes Heizöl
2. Von der gesetzlichen Möglichkeit, diese Steuer-
sätze an eine veränderte energiewirtschaftliche Situation anzupassen, wurde bisher
nicht Gebrauch gemacht.
Bei den Bundestagsdebatten, die der Einführung des Kohlezolls und der Heizölsteu-
er vorausgingen, wurde auf Drängen der damaligen Opposition beschlossen, eine
"Energieenquete" in Auftrag zu geben. Durch ein unabhängiges Gutachten sollte
die künftige Energiepolitik besser abgesichert werden. Die Enquete wurde Ende
1961 abgeschlossen [Energieenquete, 1962] und widerlegte die häufig erhobenen
Dumpingvorwürfe gegenüber den Erdöleinfuhren. Die mit der Steinkohle konkur-
rierenden Energieträger standen nach dieser Studie kostengünstiger und lang-
fristig zur Verfügung
3 .
15. Außer durch die Heizölsteuer wurde das Vordringen des Mineralöls durch
außenhandelswirksame Absprachen abzubremsen versucht [vgl. Donges u.a. ,
1973, S. 141 f. ] . Seit dem 9. Dezember 1964 bestand für einige Einfuhrpositionen
eine Lizenzpflicht, die aber, anders als bei den Steinkohleneinfuhren, keine Kon-
tingentierung bedeutete. Die Lizenzpflicht galt neben den Rohöleinfuhren auch für
1 Bei der Gründung der Europäischen Gemeinschaft bestand Einigung darüber, Roh-
öl nicht mit Zoll zu belegen. Eine Änderung des gemeinsamen Zolltarifs hätte ei-
nes schwierigen Kompromisses zwischen Kohleförder- und Kohleimportländern
bedurft. Es wäre immerhin denkbar gewesen, daß man der Bundesrepublik, ähn-
lich wie beim Kohlezoll, einen nationalen Alleingang zugebilligt hätte. Allerdings
bestand beim Erdöl, anders als bei den Steinkohlenregelungen des EGKS-Vertra-
ges, nicht die Verpflichtung mengenmäßiger Ausgleichslieferungen bei Mangel-
lagen (Artikel 59 des EGKS-Vertrages). Derartige Absprachen wurden, wenn
auch in lockerer Form, im Erdölsektor auf OECD-Ebene erst 1974 durch die
Gründung der Internationalen Energie Agentur (IEA) getroffen.
2 Dies entsprach 1960 (Basis frei Station Düsseldorf) einem durchschnittlichen
Steuersatz von 32 vH für schweres Heizöl und von 7 vH für leichtes Heizöl. Auf
den Wärmepreis bezogen war die fiskalische Belastung des schweren Heizöls
(17,85 DM/t SKE) niedriger als der zuvor eingeführte Steinkohlenzoll (20,00 DM/t
SKE)
3 "Voraussichtlich wird also ein gegenüber dem gegenwärtigen Stand nicht verteu-
ertes ausreichendes Rohölangebot langfristig zur Verfügung stehen. Es scheint
von den Reserven her gesichert und müßte aufgrund der zunehmenden Verteilung
auf verschiedene Quellen auch kurzfristige Schwierigkeiten zu überbrücken in
der Lage sein" [Energieenquete, 1962, S. 156].12
Dieselkraftstoff, leichtes, mittelschweres sowie schweres Heizöl. Mit dieser Li-
zenzpflicht sollte einer "freiwilligen Selbstbeschränkungsvereinbarung" seitens
der Mineralölindustrie gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft Nach-
druck verliehen werden. Die Selbstbeschränkungen für Einfuhren von leichtem
Heizöl wurden im November 1968, die von schwerem Heizöl im Dezember 1970
ausgesetzt und sind seitdem außer Kraft. Insgesamt gesehen waren sie kein son-
derlich wirksames Instrument, das Vordringen des Mineralöls nachhaltig einzu-
dämmen. Dies war wohl letztlich, auch nicht beabsichtigt; Ziel der Selbstbeschrän-
kungsabkommen war es vielmehr, dem Bergbau eine geordnete Anpassung zu er-
möglichen.
16. Die Energiepolitik ist darauf verpflichtet, eine sichere und kostengünstige
Energieversorgung bereitzustellen
1. Solange heimische Steinkohle gefragt und
konkurrenzfähig war, waren diese beiden Ziele nahezu deckungsgleich. Dies än-
derte sich nachhaltig mit der Kohlekrise Ende der fünfziger Jahre. Sicherheit
und Billigkeit der Energieversorgung gerieten zunehmend in einen Zielkonflikt,
der sich nur sehr unvollkommen durch politische Kompromisse ausbalancieren
ließ
2 , insbesondere, weil neben der Sicherheit der Energieversorgung mittels
der heimischen Steinkohle auch sozialpolitische (Um- und Freisetzung der Berg-
leute) sowie regionalpolitische (Konzentration der Steinkohlenförderung auf das
Ruhr- und Saargebiet) Gesichtspunkte in die energiepolitische Willensbildung
einzubeziehen waren.
Kein Ende der Kohlekrise
17. Die Kohlepolitik, die Ende der fünfziger Jahre eingeleitet wurde, hatte der
heimischen Steinkohle Anfang der sechziger Jahre eine Besserung ihrer Absatz-
entwicklung verschafft. Während dieser Zeit wurden auch bestimmte Rationali-
sierungsmaßnahmen - insbesondere durch Kreditbürgschaften und Stillegungs-
prämien - staatlich gefördert, ebenso die Gründung eines Rationalisierungsver-
bandes, dessen Ziel es war, die Produktion auf die am kostengünstigsten produ-
1 Vgl. etwa Präambel des Energiewirtschaftsgesetzes [ErnergG, 19351, S. 1451]
Zu den möglichen Dimensionen eines Zielkonflikts zwischen Sicherheit und
Kostengünstigkeit der Energieversorgung vgl. Schneider [1966, S. 189 f. ]. -
Neben diesen beiden energiepolitischen Zielsetzungen hat zunehmend auch die
Zielsetzung der Umweltverträglichkeit von Energieversorgungssystemen an
Bedeutung gewonnen. Zu einer Analyse von energiewirtschaftlichen Zielkon-
flikten aus neuerer Sicht vgl. Dolinski, Ziesing [1978].
2 Zur Energiepolitik, insbesondere zur Steinkohlenpolitik der sechziger Jahre
vgl. insbesondere Junker-John [1974] ; Specht [1969]; Bahl [1977] .für Weltwirtschaft Kiel
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zierenden Zechen zu konzentrieren
1. Die Wettbewerbsfähigkeit des heimischen
Steinkohlenbergbaus sollte so durch Konzentration und Rationalisierung erhöht
werden.
18. Im Jahre 1964 zeichneten sich jedoch erneut kräftige Absatzeinbußen des
heimischen Steinkohlenbergbaus ab. Es zeigte sich bald, daß sich das angestreb-
te Absatzvolumen - genannt wurde häufig eine Jahresproduktion von 140 MillV t -
nicht würde halten lassen. In den Jahren 1963 und 1964 hatte sich der Inlandsver-
brauch von Steinkohle zu je etwa einem Fünftel auf die Verwendungsbereiche Öf-
fentliche Kraftwerke, Eisenschaffende Industrie, Übriges Verarbeitendes Gewer-
be sowie Hausbrand und Kleinverbraucher aufgeteilt (Tabelle 4). Starke Einbußen
zeichneten sich auf dem Wärmemarkt des Übrigen Verarbeitenden Gewerbes sowie
beim Hausbrand und den Kleinverbrauchern ab, wobei hier die Marktposition des
Heizöls besonders stark war. Das Zurückdrängen des Absatzbereichs Ortsgas-
und Wasserwerke beruhte auf dem starken Vordringen des Erdgases, dessen Wär-
mepreis seit 1970 deutlich niedriger lag.
19. Man suchte nun nach neuen Mitteln, um dem heimischen Steinkohlenabsatz
eine Art Flankenschutz zu gewähren. Die Hohe Behörde hob 1964 das Subven-
tionsverbot gemäß Artikel 4 Absatz c des EGKS-Vertrages für Maßnahmen zu-
gunsten des Steinkohlenbergbaus der Bundesrepublik auf. Die Bundesregierung
leitete daraufhin gezielte Maßnahmen ein, die den Absatz der inländischen Stein-
kohlenförderung nachhaltig stabilisieren sollten:
- Subventionen zur Steigerung des Steinkohlenabsatzes bei der Stromerzeugung;
- Subventionen zur Sicherung des Kokseinsatzes in der Stahlindustrie;
- Subventionen, Finanzhilfen und Steuererleichterungen zur Reorganisation des
deutschen Steinkohlenbergbaus durch Schaffung einer Einheitsgesellschaft.
1 Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im Steinkohlebergbau vom
29. 7. 1963 gab die Ermächtigung zu folgenden Maßnahmen:
- Gewährung von Zechenstillegungsprämien in Höhe von bis zu 12, 50 DM je
Jahrestonne bei gleichzeitiger Übernahme von Lastenausgleichsverpflichtun-
gen;
- Zinsverbilligungen für Kredite, die zur Finanzierung von Rationalisierungsin-
vestitionen dienen mit der gleichzeitigen Möglichkeit der Übernahme einer
staatlichen Bürgschaft;
- Steuererleichterungen beim Kauf und.Tausch von Grubenfeldern.
Die Vergabe der Mittel wurde weitgehend dem privatrechtlich operierenden
"Rationalisierungsverband" überlassen. Dies führte dann zwar dazu, daß je-
weils konzernintern die Grenzzechen stillgelegt wurden, obwohl sie durchaus
noch kostengünstiger hätten fördern können als der Zechendurchschnitt. Zur
Kritik dieses Rationalisierungsrahmens vgl. Junker-John [1974, S. 116 f.].14
Tabelle 4 - Sektorale Struktur des Steinkohlenverbrauchs der Bundesrepublik











































































































































































Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft [lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.
Durch Subventionierung des Kohleeinsatzes in der Stromerzeugung und in der Stahl-
industrie wurde der Kohleprotektionismus auf der Nachfrageseite abgesichert. Wenn
die traditionellen Kohleabnehmer die volle Protektionslast hätten tragen müssen,
wären sie vermutlich auf andere Energieträger ausgewichen oder hätten ihre Wett-
bewerbsfähigkeit am inländischen Standort verloren. Es war deshalb innerhalb der
Protektionslogik folgerichtig, die Last denen aufzuerlegen, die sie nicht abwälzen
können: den Steuerzahlern und Konsumenten. Durch Gründung der Einheitsgesell-
schaft schließlich versprach man sich Rationalisierungserfolge, die die öffentlichen
Leistungen in Grenzen halten sollten.15
Die Verstromungsgesetze
20. Ziel der verschiedenen Verstromungsgesetze
1 ist es, den Absatz von Stein-
kohle aus der Europäischen Gemeinschaft bei der Stromerzeugung durch ein Maß-
nahmebündel von Beihilfen zum Bau und Betrieb von Steinkohlenkraftwerken abzu-
sichern. In ihrer heutigen Form umfaßt die Beihilferegelung vor allem folgende
Maßnahmen
2:
- Einen Investitionskostenzuschuß in Höhe von 180,00 DM je installierter kW-
Leistung. Baubeginn und Inbetriebnahme sind an Fristen gebunden.
- Erstattung der Mehrkosten, die aus dem Betrieb eines Steinkohlenkraftwerkes
im Vergleich zu einem Heizölkraftwerk entstehen.
Die Regelungen beziehen nicht nur die Öffentlichen Kraftwerke ein, sondern auch
die Industrie- und Bundesbahnkraftwerke. Als die Verstromungsgesetze 1965 in
Kraft traten, hatte der Steinkohleneinsatz in der Stromerzeugung knapp 31 Mill. t
SKE betragen und sollte in der Folgezeit bei etwa 33 Mill. t SKE stabilisiert wer-
den. Diese Einsatzmengen wurden Anfang der siebziger Jahre auch tatsächlich er-
reicht (Tabelle 6). Im Gefolge der Rezession nach 1974 sackte aber der Steinkoh-
leneinsatz in der Stromerzeugung bis auf knapp 25 Mill. t ab. Die Bundesregierung
und die Unternehmensverbände des Steinkohlenbergbaus drängten daraufhin die
Elektrizitätserzeuger, künftig feste und bindende Abnahmeverpflichtungen einzu-
gehen.
21. Im Jahre 19 77 wurde zwischen den Elektrizitätserzeugern und den Unternehmens-
verbänden ein langfristiger Liefervertrag geschlossen. Er sah vor, daß sich die
Elektrizitätserzeuger für den Zeitraum von 10 Jahren verpflichten, pro Jahr
33 Mill. t Gemeinschaftssteinkohle abzunehmen und, soweit möglich, zu verströmen.
Diesen Vertrag hatte der Gesetzgeber den Stromerzeugern durch erhebliche Ver-
besserungen des bisherigen Subventionssystems schmackhaft gemacht.
Die Abnahmemenge von 33 Mill. t wurde in eine Grundmenge von 22 Mill. t und
eine Zusatzmenge von 11 Mill. t aufgeteilt. Für die Grundmenge wird den Elek-
trizitätserzeugern die Differenz zwischen dem Steinkohlenpreis frei Kraftwerk
sowie dem vergleichbaren Wärmepreis für schweres Heizöl bei einem Selbstbe-
halt von 3,00 DM/t erstattet
3 . Der Mehrkostenausgleich schließt außerdem eine
nach dem Alter der Kraftwerke gestaffelte Erstattung der im Vergleich zu Öl-
kraftwerken höheren sonstigen Betriebskosten ein. Nachdem der Wärmepreis
für schweres Heizöl den Wärmepreis für Inlandskohle 1979 überschritten hat
(Schaubild 2), ist fraglich, ob für die Grundmenge künftig noch Ausgleichs zahlun-
1 Zuletzt novelliert durch das Gesetz über die weitere Sicherung des Einsatzes
von Gemeinschaftskohle in der Elektrizitätswirtschaft [1974, S. 3473]. In Ein-
zelbestimmungen wurde dieses Gesetz seither geändert und ergänzt.
2 Daneben kann noch der Einsatz "niederflüchtiger" Kohle sowie der Stromtrans-
port von revierfernen Elektrizitätserzeugern zusätzlich bezuschußt werden.
3 Im Prinzip wird nur ein vom Bundesministerium für Wirtschaft als angemessen
akzeptierter Preis zugrunde gelegt. Gleichwohl können aufgrund unterschiedli-
cher Kostenlage der verschiedenen Bergbauunternehmen unterschiedlich hohe
angemessene Preise (sogenannte Schwantag-Preise) berücksichtigt werden.Tabelle 5 - Aufkommen und Verbleib von Steinkohle,
blik Deutschland
8 für ausgewählte Jahre
Steinkohlenbriketts und Steinkohlenkoks in der Bundesrepu-
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stischer Differenzen. -'Einschließlich militärischer Dienststellen. - ^Steinkohle und Zechenkoks
Quelle: VIK [lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.17
gen nötig sein werden
1. Die Zusatzmenge (restliches Drittel der Gesamtmenge)
wird seit 1978 praktisch auf die Hälfte des angemessenen Steinkohlenpreises frei
Kraftwerk heruntersubventioniert. Der Steinkohleneinstandspreis des Kraftwerk-
betreibers entspricht dadurch in etwa dem Einsatzpreis von Importkohle (Schau-
bild 1). Die eingegangene Bezugsverpflichtung wurde von den Elektrizitätserzeu-
gern bereits 1978 erfüllt (Tabelle 6).
Tabelle 6 - Brennstoffeinsatz der öffentlichen Kraftwerke, Industrie- und Bundes-
bahnkraftwerke
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Quelle: VIK [lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.
22. Ursprünglich wurden die Subventionen, die nach den Verstromungsgesetzen
geleistet werden, weitgehend aus dem Aufkommen der Mineralölsteuer finanziert.
Mit dem Dritten Verstromungsgesetz wurde der sogenannte Kohlepfennig einge-
führt, aus dessen Aufkommen die Subventionsmittel hauptsächlich fließen. In der
Wirkung kommt der Kohlepfennig einer spezifischen Verbrauchssteuer auf den
Stromabsatz gleich. Dieser Zuschlag beträgt 1980: 4,5 vH der Stromerlöse (zu-
züglich Mehrwertsteuer), nachdem er von 3,2 vH in 1975 auf 6,2 vH in 1979 an-
gestiegen war. Seit 1978 sind die Sätze der Ausgleichsabgabe überdies regional
differenziert. Regionale Unterschiede in den Strompreisen sollten dadurch in der
Tendenz nivelliert werden (Tabelle 7). Dies war wohl als teilweiser Ausgleich
für die beträchtlichen Unterschiede in den Strompreisen zwischen reviernahen
und revierfernen Standorten gedacht. Die Unterschiede sind jedoch auch nach Ein-
beziehung der regional differenzierten Erhebung der Ausgleichsabgabe noch be-
trächtlich. Der durchschnittliche Strompreis (alle Abnehmer) war in Schleswig-
1 Für 1980 wurde die durchschnittliche Ausgleichsabgabe von vorher 6,2 vH auf
4, 5 vH gesenkt.18
Tabelle 7 - Durchschnittserlöse der öffentlichen Elektrizitätsversorgung 1977































































































Quelle: BMWi [Daten, 1979]. - Gesetz [1977]. - Eigene Berechnungen.
Holstein um knapp 35 vH höher als in Nordrhein-Westfalen. Der günstige Strom-
preis in Nordrhein-Westfalen resultierte nicht aus der Reviernähe zur heimischen
Steinkohle, sondern aus der Möglichkeit des Zugriffs auf die Braunkohle im Grund-
lastbereich. Im Bundesdurchschnitt hatten 1978 Steinkohle und Braunkohle (in SKE-
Einheiten) bei der Verstromung in etwa gleiche Anteile (jeweils um 30 vH, vgl. Ta-
belle 6).
23. Träger des Finanzvermögens aus der Ausgleichsabgabe ist ein Sonderfonds
beim Bundesamt für Gewerbliche Wirtschaft, eine dem Bundesministerium für
Wirtschaft nachgeordnete Behörde. Diese Behörde ist auch Bewilligungsstelle der
Subventionsvergabe
1. Das Finanzvolumen ist, entgegen der verharmlosenden Be-
zeichnung Kohlepfennig, gewaltig. 1979 dürfte das Aufkommen 3 Mrd. DM erreicht
haben, womit es knapp die Hälfte der direkten Aufwendungen zugunsten des heimi-
schen Steinkohlenbergbaus in jenem Jahr bestritt. Nach Senkung der Ausgleichs-
abgäbe auf 4, 5 vH infolge des Wegfalls des Ölausgleichs für die Grundmenge wird
für 1980 mit einem Mittelaufkommen von knapp 2 Mrd. DM gerechnet.
1 An der Praxis eines derartigen Parafiskus, sowie der damit einhergehenden man-
gelnden parlamentarischen Kontrolle, ist häufig Kritik geübt worden. Vgl. u. a.
Dickertmann, Voss [1979, S. 41 f.].19
Kokskohlesubvention
24. Der Einsatz von Steinkohlenkoks in der Eisen- und Stahlindustrie ist zwar
nur in engen Grenzen der Substitutionskonkurrenz durch andere Energieträger
ausgesetzt
1, doch hätte der Kohleprotektionismus mit seinen hohen Listenprei-
sen zur Folge gehabt, daß deutsche Kokskohle
- ihre Absatzmärkte in der Eisenschaffenden Industrie in den übrigen EGKS-
Ländern verloren hätte, soweit diese unreglementiert auf Kokskohlelieferun-
gen aus Drittländern hätten zurückgreifen können, sowie
- längerfristig auch deshalb an Absatz verloren hätte, weil möglicherweise die
heimische Stahlindustrie ihre Produktion in andere EGKS-Länder verlagert
hätte.
Korrigierende Staatseingriffe schienen also geboten.
25. Im Gegensatz zur Absatzsicherung im Verstromungsbereich mußte bei einer
Sicherung des Kokskohleeinsatzes eine gemeinschaftliche Lösung der EGKS- Mit-
gliedsländer gefunden werden. Diese bestand darin, daß eine Beihilfe gewährt
wurde
2 , die den Abstand zwischen dem inländischen Preisniveau für Kokskohle
und Zechenkoks
3 für die Eisenschaffende Industrie auf den jeweiligen Weltmarkt-
preis heruntersubventionieren sollte (Abkommen über Koks und Kokskohle für
die Eisen- und Stahlindustrie vom 16.2. 1967).
Die Kokskohlebeihilfe wird im innergemeinschaftlichen grenzüberschreitenden
Verkehr gezahlt und aus einer Gemeinschaftsumlage der EGKS finanziert. Die
Mittel für den Binnenabsatz von Kokskohle werden im wesentlichen durch Haus-
haltsmittel des Bundes sowie der steinkohlenfördernden Bundesländer bereitge-
stellt.
Der Binnenabsatz von Kokskohle und Zechenkoks wurde nach Gründung der Ein-
heitsgesellschaft darüber hinaus durch "Hüttenverträge" zwischen der Ruhrkohle
1 Das Verfahren einer "Direktreduktion" mittels einer koksfreien Eisenerzver-
hüttung hat wahrscheinlich deshalb noch keine breite technische Anwendung ge-
funden, weil der technische Fortschritt in der traditionellen Verhüttungstechno-
logie in hohem Maße schon zu einer Reduzierung des spezifischen Kokseinsatzes
führte. So hatte sich der spezifische Koksverbrauch bei der Roheisenerzeugung
in der Bundesrepublik von Mitte der fünfziger Jahre bis Anfang der siebziger
Jahre in etwa halbiert. Vgl. Buddee [ 1974, S. 35 ff. ] .
2 Die Beihilfe gliedert sich in eine Förderbeihilfe als generellen Abschlag auf
den Listenpreis sowie eine degressiv gestaltete Absatzbeihilfe. Sie wird für
Kokskohle und für Zechenkoks gewährt, wobei die Beihilfe den jeweiligen Um-
wandlungskosten Rechnung tragen muß. Zur Ausgestaltung der Beihilfe vgl.
Buddee [1974, S. 47 ff. ] .
3 Aus technischen Gründen - Koks ist empfindlich gegen Transport und häufigen
Umschlag - gibt es so gut wie keinen nennenswerten Weltmarkt für Koks [vgl.
Wilch, 1975, S. 126]. Analoges gilt für den internationalen Warenaustausch
mit Steinkohlenbriketts.20
AG und der Eisenschaffenden Industrie
1 mit mehrjährigen Laufzeiten (derzeit
bis 1988) abgesichert. Der Absatz von deutscher Kokskohle in der Eisenschaf-
fenden Industrie sollte im Inland in Höhe von etwa 2 5 Mill. t und bei der Aus-
fuhr in die EGKS-Mitgliedsländer in einer Größenordnung von 15 Mill. t gewähr-
leistet werden [vgl. Deutscher Bundestag, 1973] . Diese Absatzziele konnten -
von zyklischen Schwankungen abgesehen - im wesentlichen erreicht werden
(Tabelle 5). Man war bemüht, die Kokskohlebeihilfe flexibel zu handhaben. Ei-
nerseits wird die Differenz zwischen dem inländischen Listenpreis und dem je-
weiligen Weltmarktpreis nicht vollständig erstattet; die Eisenschaffende Indu-
strie muß aufgrund eines Selbstbehaltes einen gewissen Ausgleich für das größere
Maß an Planungs- und Versorgungssicherheit leisten, das ihr die heimischen Be-
zugsquellen bieten [vgl. Bahl, 1977, S. 53 f. u. 251 f.]. Andererseits ist die
Beihilfeleistung auf die Differenz zwischen Binnen- und Weltmarktpreis begrenzt;
sobald die Weltmarktpreise das inländische Preisniveau übersteigen, entfällt die
Beihilfe. Dies war beispielsweise 1971 und 1976 der Fall.
26. Die Kokskohlebeihilfe, die den Einstandspreis für Kokskohle und Zechenkoks
an die betreffenden Weltmarktpreise angleicht, hat gegenüber alternativen Stüt-
zungssystemen allokationspolitische Vorteile:
- Über den Umfang des Einsatzes von Kokskohle sowie den Standort der Eisen-
schaffenden Industrie entscheidet weitgehend der Weltmarktpreis;
- Das System ist hinreichend flexibel, um Änderungen in den Relationen zwischen
heimischem Erzeugerpreis und Weltmarktpreis durch Änderungen im Ausmaß
der Beihilfe abzufedern.
Außer für Kokskohle gibt es ein ähnliches Ausgleichssystem nur für Teilmengen
der in der Elektrizitätsversorgung eingesetzten Kohle.
Die Einheitsgesellschaft
27. Die OrganisationsStruktur der Montanindustrie war weitgehend von einer
vertikalen Verflechtung von Steinkohlenzechen und Eisenschaffender Industrie
bestimmt. Es lag nahe, diesen historisch gewachsenen unternehmerischen Ver-
bund zwischen "Kohle und Stahl" aus mindestens zwei Gründen zu lockern oder
gar aufzuheben:
- Die vertikale Konzentration schränkte erheblich die Möglichkeiten ein, die Vor-
teile einer überbetrieblichen Rationalisierung auszuschöpfen. Dieser Nachteil
war im Gefolge der Rationalisierungsbemühungen der Jahre 1963/64 deutlich
geworden, als sich die Stillegung von Grenzzechen voll an betrieblichen Kri-
terien orientierte, die mit gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten durchaus
in Konflikt geraten konnten.
Zur Ausgestaltung der Hüttenverträge vgl. Buddee [ 1974, S. 74 ff. ] .21
- Die Steinkohlenbetriebe hätten für Rationalisierungszwecke erhebliche Investi-
tionsmittel beansprucht, ohne daß ein Ende der Verlustzone absehbar gewesen
wäre. Den Montanunternehmen drohte damit eine Schwächung ihrer Ertrags-
kraft, die sie aus eigener Kraft kaum hätten bewältigen können.
Diese Ausgangslage führte in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre zu vielfäl-
tigen Bemühungen, die Struktur des deutschen Steinkohlenbergbaus grundlegend
zu ändern. Trotz der Maßnahmen zur Absatzsicherung der deutschen Steinkohle
öffnete sich die Schere zwischen den Binnenpreisen für Steinkohle und den Preisen
alternativer Energieträger (Schaubild 2), insbesondere im Zuge der Rezession von
1966/67.
28. Um den Umfang der staatlichen Stützungsmittel in erträglichen Grenzen zu hal-
ten, sollte der Kostenanstieg durch die Mobilisierung von Rationalisierungsreser-
ven nachhaltig gebremst werden. Durch das Gesetz zur Anpassung "und Gesundung
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete
(Kohleanpassungsgesetz) vom 15. 5. 1968 sollten hierzu die gesetzlichen und orga-
nisatorischen Voraussetzungen geschaffen werden. Ziel des Gesetzes war es, die
Förderung der Steinkohle auf die nachhaltig ertragsstärksten Zechen zu konzen-
trieren und hierbei die sozialen und regionalwirtschaftlichen Verhältnisse zu be-
rücksichtigen. Der deutsche Steinkohlenbergbau sollte langfristig in die Lage ver-
setzt werden, sich nach einem strukturellen Anpassungsprozeß marktwirtschaft-
lich zu behaupten.
29. Organisatorisch wurde durch dieses Gesetz die Institution des "Kohlebeauf-
tragten" (Bundesbeauftragter für den Steinkohlenbergbau und die Steinkohlenberg-
baugebiete) geschaffen, der Empfehlungen an Einzelunternehmungen sowie für den
gesamten Steinkohlenbereich aussprechen kann. Die einzelbetrieblichen Empfeh-
lungen zur Produktions- und Absatzgestaltung hatten zwar keinen verbindlichen
Charakter; da aber im Falle ihrer Nichtbeachtung staatliche Finanzhilfen entzo-
gen werden konnten, waren sie in aller Regel nicht ohne Wirkung. Eine zentrale
Aufgabe des Kohlebeauftragten bestand darin, Empfehlungen zur "optimalen Un-
ternehmensgröße" im Steinkohlenbergbau zu geben.
30. Wichtigstes Ergebnis des Kohleanpassungsgesetzes war die Gründung der
Ruhrkohle AG im Jahre 1969
1, in die 26 Gesellschaften des Kohlebergbaus ihre
Aktiva einbrachten. Die Einheitsgesellschaft verfügte bei ihrer Gründung über
knapp 94 vH der Steinkohlenförderung des Ruhrreviers und knapp 75 vH der ge-
samten deutschen Steinkohlenförderung [vgl. Buddee, 1974, S. 16], Die hori-
zontale Konzentration des deutschen Steinkohlenbergbaus im Ruhrgebiet durch
Bildung einer Einheitsgesellschaft bedeutete keine Verstaatlichung dieses Be-
reichs, denn die Kapitalanteile der neuen Aktiengesellschaft gingen fast aus-
schließlich auf die einbringenden Altgesellschaften über
2 .
1 Der Grundvertrag bildete die Grundlage eines umfassenden Vertragswerkes
mit etwa zwanzig Einzelverträgen, in denen die Einzelheiten der Modalitäten
zum Beitritt der RAG festgelegt wurden.
2 Indirekt erhöhte sich der Kapitalanteil der öffentlichen Hand dadurch, daß die
VEBA einen überproportionalen Anteil der RAG-Aktien übernommen hatte.
Derzeit befindet sich ein Viertel des Grundkapitals im Besitz der VEBA und
damit letztlich im Besitz der Bundesrepublik Deutschland. Vgl. Ruhrkohle
AG [Geschäftsbericht 1978, S. 62].22
Vom Ausbruch der Steinkohlenkrise (1958) bis zum Beginn der Geschäftstätig-
keit der Einheitsgesellschaft (1.1. 1970) wurde die jährliche Förderkapazität
von knapp 150 Mill. t um etwa ein Drittel auf unter 110 Mill. t reduziert. Seit-
dem wurde die jährliche Förderkap'azität auf derzeit etwa 90 Mill. t/Jahr her-
abgesetzt (Tabelle 5). Die Produktivität im Steinkohlenbergbau, gemessen als
Schichtleistung je Mann unter Tage, hatte sich von 1958 bis 1970 mehr als ver-
doppelt. Seitdem ist kein nennenswerter Anstieg mehr zu beobachten. Rationali-
sierungserfolge sind nach Gründung der Einheitsgesellschaft also ausgeblieben.
Auch der Preisabstand zwischen dem Listenpreis der Ruhrkohle AG und den
Einfuhrpreisen für Steinkohle hat sich eher vergrößert als vermindert (Tabel-
le 8 und Schaubild 1). Durch die Koppelung großer Teile der staatlichen Finanz-
hilfen zugunsten des heimischen Steinkohlenbergbaus an den Binnenpreis (Ver-
stromungsbeihilfen) und an den Weltmarktpreis (Kokskohlebeihilfe) ist das Ge-
samtvolumen der Finanzhilfen im Zeitverlauf stark angestiegen.























































































Quelle: BMWi [Daten, lfd. Jgg.]. -VK[lfd. Jgg.].23
Die Subventionen im ganzen - das Ausmaß der Unterstützung
1
31. Subventionen zugunsten eines Wirtschaftszweiges - Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen - sollen bewirken, daß dieser in seiner Wettbewerbsfähigkeit
gestärkt wird. Durch die Subventionen wird der begünstigte Wirtschaftszweig in
aller Regel in die Lage versetzt, seine Produktion auszudehnen und mehr Pro-
duktionsfaktoren zu attrahieren, als es ihm ohne Suventionszuwendungen möglich
gewesen wäre
2 . Die Allokationsänderung im Hinblick auf Absatz- und Beschäfti-
gungslage des begünstigten Wirtschaftszweiges ist häufig das erklärte Ziel der
Subventionsvergabe. In die gleiche Richtung wirken die Protektionsmaßnahmen
im Außenwirtschaftsbereich, seien sie nun tarifärer oder nichttarifärer Natur
[vgl. Donges u.a., 1973, S. 61 f. ] .
32. Seit der Entliberalisierung des deutschen Steinkohlenmarktes wurden der heimi-
schen Steinkohle sowohl außenwirtschaftlicher Flankenschutz als auch eine Viel-
zahl von Subventionen, allerdings mit sehr unterschiedlichem Gewicht und unter-
schiedlicher Zeitdauer, gewährt. Die wichtigsten Subventionen bestanden nach
der haushaltsmäßigen Aufgliederung aus:
- Stillegungssubventionen,
- Investitionshilfen,




- Zinsverbilligungen und Kreditausfallbürgschaften,
- Einräumung von Schuldbuchforderungen,
- Zuschüsse zu Altlasten und Streckungskosten,
- Verzicht auf öffentliche Abgaben, u.a. Lastenausgleichsabgabe, sowie aus
- einem Bündel von Maßnahmen zugunsten des Produktionsfaktors Arbeit (u.a.
Bergmannsprämie, Abfindungsfeld und Anpassungshilfen sowie sonstige soziale
Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer im Steinkohlenbergbau, Bundeszuschüsse
zur Knappschaftsversicherung).
Eine relativ umfassende Darstellung der staatlichen Maßnahmen zugunsten des
heimischen Steinkohlenbergbaus für die Zeit bis 1967 findet sich bei Specht
[1969, Anh. I] .
Die Subventionsabsicht muß sich mit der Subventionsinzidenz freilich nicht im-
mer decken. Wie sich die Finanzmittel zwischen dem Subventionsempfänger als
dem Adressaten und dem effektiv Begünstigten als Destinatär aufteilen, hängt
von den jeweiligen Angebots- und Nachfrageelastizitäten ab. Für Fallanalysen
der Inzidenz bei einzelnen bergbaulichen Subventionen vgl. Glinz [ 1978] .24
Das Ausmaß der Finanzmittel dieses Subventionskataloges nach neuesten Schät-
zungen ist aus Tabelle 9 ersichtlich. Die Subventionen in Form von direkten Auf-
wendungen sind während des Beobachtungszeitraums stark angeschwollen, wie
dies aufgrund der zunehmenden Divergenzen zwischen Binnen- und Weltmarkt-
preis für Steinkohle auch nicht anders zu erwarten war.




durch Maßnahmen aus dem
Bundeshaushalt
durch Maßnahmen aus den
Länderhaushalten
Steuervergünstigungen
Ausgleichsabgabe nach dem Dritten
Verstromungsgesetz
(Kohlepfennig)
Indirekte Aufwendungen: Zuschuß des


















Direkte und indirekte Aufwendungen
' je Beschäftigten
aNach Jüttemeier, Lammers [1979, Tab
Zuschuß zur Knappschaftlichen Rentenver
































































































































































































































































































































Quelle: Jüttemeier, Lammers [ 1979, Tab. A2] . - Blick durch die Wirtschaft
[1978]. - Statistik der Kohlenwirtschaft [lfd. Jgg. ].- BMWi [Daten,
lfd. Jgg.], - Ruhrkohle AG [lfd. Jgg. ]. - Eigene Berechnungen.25
33. Die Bundeszuschüsse zur Knappschaftsversicherung, die eine branchenspezi-
fische Form der Alterssicherung darstellt, müssen ebenfalls als Subvention zu-
gunsten des Bergbaus angesehen werden. Diese Zuschüsse sind - im Verhältnis
zum Beitragsaufkommen - fünfmal höher als die vom Bund zur allgemeinen Ren-
tenversicherung geleisteten. Es ist ein generelles Phänomen schrumpfender
Branchen, daß aufgrund einer ungünstigen Relation von Beitragszahlern und
Leistungsempfängern ein besonders hohes Defizit in der Altersversorgung auf-
tritt. In der allgemeinen Sozialversicherung tritt das Defizit nicht offen in Er-
scheinung, sondern wird von der größeren Solidargemeinschaft unsichtbar getra-
gen. Obwohl der Strukturwandel durch diese Transfers erleichtert wird, handelt
es sich doch um eine Subvention zugunsten schrumpfender Branchen; denn die
Soziallasten eines Produktionsbereichs müssen - allokationspolitisch gesehen -
durch eigene Wertschöpfung abgegolten werden. Im Bergbau dürfte der Zuschuß-
bedarf auch deshalb besonders hoch sein, weil die Leistungen der Knappschafts-
Versicherung höher sind als die der Sozialversicherung im allgemeinen. Die Son-
derleistungen sind als Bestandteil der Entlohnung für eine häufig besonders schwe-
re und mit hohen gesundheitlichen Risiken verbundene Arbeit anzusehen. Solche
Kosten müßten eigentlich durch die Wertschöpfung im Bergbau erwirtschaftet wer-
den. Werden sie vom Staat getragen, so hat dies Subventionscharakter.
34. Die Gesamtsubventionen pro geförderter Tonne Steinkohle erreichten 1979 fast
den Listenpreis für Ruhrkohle und überstiegen den durchschnittlichen Einfuhrpreis
um fast 80 vH. Seit 1976 übersteigen die dem Sektor Steinkohlenbergbau gewährten
Gesamtsubventionen die von diesem Sektor erzielte und verteilte Wertschöpfung
(Tabelle 9). Auch ohne Berücksichtigung des rigorosen außenwirtschaftlichen Flan-
kenschutzes ist der Steinkohlenbergbau im Bereich des warenproduzierenden Ge-
werbes der mit Abstand höchstgeschützte Wirtschaftszweig [Jüttemeier, Lammers,
1979, Tab. 7].
Selbst wenn man der Auffassung ist, daß gute Gründe - etwa solche der Versor-
gungssicherheit - für eine Aufrechterhaltung oder Ausdehnung der Förderkapazität
des heimischen Steinkohlenbergbaus sowie der dafür aufzuwendenden Mittel spre-
chen, so ist doch zu fragen, ob das Stützungssystem nicht so umgestaltet werden
könnte, daß die Steinkohlenpolitik die energiepolitisch erwünschte Substitution von
Mineralöl durch Importkohle nicht behindert.
Substitutionsfreundliche Ausgestaltung des Stützungssystems
35. Nachdem der Preis des Erdöls 1979 erneut drastisch erhöht worden ist, konnte
der inländische Steinkohlenbergbau seine Wettbewerbsfähigkeit gegenüber diesem
Energieträger vom Wärmepreis her gesehen zurückerlangen (vgl. Schaubild 2). Es
ist aber fraglich, ob die Preisdifferenz zum Mineralöl ausreicht, um in Anbetracht
der Umstellungskosten den notwendigen Substitutionsprozeß einzuleiten, und ob das
Angebot an deutscher Kohle so elastisch ist, daß es eine großangelegte Substitution
ermöglicht. Die deutsche Steinkohle muß im Untertagebau in großen Schachttiefen
und eher durchschnittlicher Flözmächtigkeit abgebaut werden. Zusätzliche Mengen26
sind nach Auffassung der Experten nur bei stark steigenden Förderkosten zu ge-
winnen. Wenn der Substitutionsprozeß den Kontakt zu den Kostenverhältnissen
nicht verlieren soll, muß er sich auf die Importkohle stützen. In den Abbauge-
bieten wichtiger Steinkohlenanbieter (Nordamerika, Australien und Südafrika)
kann Steinkohle überwiegend im Tagebau mit eher überdurchschnittlichen Flöz-
mächtigkeiten abgebaut werden. Die Investitionskosten für den Aufschluß neuer
Steinkohlenfelder betragen in Deutschland zwischen 500,00 und 700,00 DM/t
Jahresförderung, in den Lagerstätten konkurrierender Anbieterländer aber nur
150,00 - 250,00 DM/t. Die Personalaufwendungen schlagen im Tagebau mit nur
20 vH der Gesamtkosten zu Buche, im Untertageabbau der deutschen Steinkohlen-
förderung aber mit gut 50 vH [vgl. Overberg, 1980] . Daraus resultieren beträcht-
liche Differenzen in den Förderkosten der Steinkohle. Während diese 1975 im
Durchschnitt des deutschen Steinkohlenbergbaus 140,00 - 150,00 DM/t betrugen,
wurden in wichtigen Kohleexportländern folgende Förderkosten pro Tonne ermit-
telt [vgl. Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, 1976]:
- Vereinigte Staaten, Untertagebau 20,00 bis 30,00 DM
Tagebau 8, 00 bis 10, 00 DM
- Australien Tagebau 9,00 bis 11,00 DM
-Südafrika Tagebau 7,00 bis 8,00 DM
Diese Förderkosten sind selbstverständlich nicht identisch mit den Ausfuhrprei-
sen der Anbieterländer. Dennoch weist der deutsche Steinkohlenbergbau gegenüber
wichtigen ausländischen Anbietern einen erheblichen strukturellen Wettbewerbs-
nachteil auf. Daran wird sich auch in absehbarer Zukunft nichts Wesentliches än-
dern [vgl. Neu, 1980] .
36. Wenn ein Mindestmaß an inländischer Steinkohle für die heimische Energie-
versorgung bereitgestellt werden soll, wäre in Anbetracht des strukturellen Wett-
bewerbsnachteils zu erwägen, ob nicht ein alternatives Stützungssystem gewählt
werden sollte, das explizit diesem Wettbewerbsdefizit Rechnung trägt und die
gravierenden allokationspolitischen Nachteile des jetzigen Systems vermeidet. Ge-
genwärtig wird der Substitutionsprozeß blockiert, denn ein Teil der Verbraucher
von inländischer Steinkohle wird zu einem "Als-ob-Preis" beliefert, der sich zu-
mindest an den Weltmarktpreisen orientiert (für Kokskohle und Teilmengen in
Kraftwerken); von den übrigen Energieverbrauchern aber, soweit sie nicht auf
die kontingentierte Drittlandsimportkohle ausweichen können, wird der wesent-
lich höhere Binnenpreis gefordert. Diese Verzerrung der Verbrauchsstruktur zu
Lasten der Steinkohle würde weitgehend vermieden, wenn das Stützungssystem
auf produktionsabhängige Produzentensubvention
1 (Deficiency Payments) basiert
würde, wie dies bei der Ausgestaltung der Kokskohlebeihilfe für die Eisenschaf-
fende Industrie im Prinzip schon praktiziert wird.
1 Im Prinzip wäre auch denkbar, das System auf verbrauchsabhängige Konsu-
mentensubventionen analog den Kompensationszahlungen an die Kraftwerksbe-
treiber abzustellen. Neben einigen anderen Gründen spricht insbesondere der
vergleichsweise hohe Verwaltungsaufwand gegen eine derartige Ausgestaltung
des Stützungssystems.27
37. Die Vorteile eines Stützungssystems auf der Basis von Deficiency Payments
gegenüber alternativen Stützungssystemen sind in der ökonomischen Literatur
ausführlich dargelegt worden
1. Die Grundzüge eines solchen StützungsSystems
bestehen darin, daß sich der Binnenpreis für Steinkohle ohne außenwirtschaftli-
che Protektion (Zölle, Abschöpfungen und Kontingente) bildet und somit in Niveau
und Entwicklungstendenz den Weltmarktpreisen angleicht. Gleichzeitig setzt der
Staat für die inländischen Steinkohlenproduzenten einen Garantiepreis fest, der
sich an den durchschnittlichen Grenzförderkosten orientiert. Liegt der am Welt-
marktpreis orientierte Binnenpreis unter dem Garantiepreis (Regelfall), so er-
halten die inländischen Steinkohlenproduzenten diese Preisdifferenz für die von
ihnen abgesetzten Fördermengen erstattet. Bei der Festsetzung und Änderung
der Garantiepolitik könnte darauf geachtet werden, daß Anreize zur Produktivi-
tätssteigerung im Bergbau und zur möglichen Ausweitung des Marktanteils der
deutschen Kohle erhalten bleiben. Aus dieser preispolitischen Entscheidung wür-
de sich ergeben, in welchem Umfang die deutsche Kohle zur Energieversorgung
beitragen sollte. Über die Menge der insgesamt einzusetzenden Kohle entschiede
jedoch der Weltmarktpreis.
38. Bei einer derartigen Strategie der Marktöffnung und Integration in den inter-
nationalen Steinkohlenmarkt stellt sich die Frage, welches Angebot sich in der
Weltwirtschaft mobilisieren ließe und welche Substitutionspotentiale gegenüber
dem Heizöl hierdurch auf dem heimischen Markt erschlossen werden könnten. Das
Institut für Weltwirtschaft hat zu diesem Fragenkomplex soeben eine Untersuchung
veröffentlicht [Neu, 1980] , deren wichtigste Ergebnisse sind:
- Das Angebotspotential auf dem Weltkohlenmarkt ist noch lange nicht ausgeschöpft.
Der internationale Handel mit Steinkohle könnte sich bis zur Jahrhundertwende
mindestens verdreifachen, wenn nicht gar verfünffachen. Die kräftigsten Aus-
weitungen des Angebots an Steinkohle werden aus Australien, den Vereinigten
Staaten sowie aus der Republik Südafrika erwartet. Die wichtigste Importregion
wird neben Westeuropa Japan sein.
- Ein erhebliches Potential der Substitution von Heizöl durch Steinkohle besteht
im Wärmemarkt der Industrie und der Privaten Haushalte. Das mittelfristige
Substitutionspotential in diesen Verwendungsbereichen kann mit 20 Mill. t SKE
pro Jahr, das langfristige mit 40 Mill. t SKE pro Jahr beziffert werden. Ein
wachstumsbedingter Mehrbedarf ist hierbei noch nicht berücksichtigt.
39. Im folgenden soll geprüft werden, welche Finanztransfers mit einem System
von Deficiency Payments verbunden wären. Als Basisjahr der folgenden Berech-
nungen dient das Jahr 1979. Lediglich umzubuchen sind jene Aufwendungen, die
schon jetzt Elemente eines Deficiency Payments darstellen, also die Kokskohle-
beihilfen und die Erlöse aus dem Kohlepfennig. Nicht umzubuchen sind dagegen
die Bundeszuschüsse zur Knappschaftsversicherung sowie jener Teil von staat-
lichen Aufwendungen, der. aus der Übernahme von bergrechtlichen Altlasten re-
sultiert. Hier handelt es sich nicht um Subventionen der laufenden Produktion,
sondern um die Übernahme von Folgelasten aus früherer Produktion. Ihre Ver-
1 Vgl. u.a. Meade [1955, S. 230 ff. ]; Hagen [1958]; Bhagwati, Ramaswami
[ 1963, S. 44 ff. ]; Corden [ 1978] .28
rechnung mit den zu leistenden Deficiency Payments würde den Bergbau schlech-
ter stellen
1. Bei allen übrigen Finanzhilfen wäre in jedem Einzelfall zu prüfen, ob
die bisherigen Leistungen nach Ursache und Umfang durch ein generelles System
von Deficiency Payments als bereits abgegolten betrachtet werden könnten.
40. Der Gesamtabsatz an Steinkohle aus inländischen Aufkommen (Förderung und
Haldenabbau) belief sich 1979 auf 98 Mill. t SKE (96,6 Mill. metr. t) und verteilte





















41. Das Aufkommen aus dem Kohlepfennig betrug 1979 (Tabelle 9) etwa 3 Mrd. DM.
Bezogen auf die Menge der in Kraftwerken eingesetzten Inlandskohle (33,3 Mill.
metr.t) entspricht dies einem Betrag von 90, 00 DM/t und liegt damit über der Dif-
ferenz zwischen dem Listenpreis der Ruhrkohle und dem durchschnittlichen Einfuhr-
preis
2; nach Tabelle 8 betrug diese Differenz - jeweils ohne Mehrwertsteuer - im
Jahre 1979: 81,62 DM/t. Das Aufkommen aus dem Kohlepfennig hätte im Jahre 1979
also mehr als ausgereicht, um die Deficiency Payments für die Kraftwerkskohle
aufzubringen. De facto besteht hier schon ein System von Deficiency Payments, auch
wenn die Zahlungen nicht vollständig in Form eines Preisausgleichs geleistet wer-
den
3 .
42. Für die Kokskohlebeihilfe beim Absatz an die inländische Eisenschaffende In-
dustrie wurden durch Bund und Länder 1979 insgesamt 1 084 Mill. DM bereitge-
stellt [vgl. Jüttemeier, Lammers, 1979, Tab. A2] . Der Ausgleichsbetrag von
44,40 DM/metr.t dürfte der Differenz zwischen Binnen- und Weltmarktpreis für
Kokskohle entsprochen haben. Das gleiche läßt sich für die Kokskohlelieferungen
an die Eisenschaffende Industrie der EG-Länder vermuten, bei denen die Koks-
kohlebeihilfe durch EGKS-Gemeinschaftsumlage finanziert wird (Ziff. 25). Für
den Bereich der Kokskohle ist das System der Deficiency Payments praktisch
schon verwirklicht.
1 Anders wäre es nur, wenn diese Lasten in die Kalkulationsgrundlage für den Ga-
rantiepreis eingingen. Damit wäre aber allokationspolitisch nichts gewonnen.
2 Bisher wurde aus dem Kohlepfennig nur für die Zusatzmenge von 11. Mill. t der
halbe Ruhrkohlepreis erstattet, darüber hinaus aber für die Grundmenge ein
Heizölausgleich sowie für den Neubau von Kohlekraftwerken Investitionszuschüsse
gewährt, vgl. Ziff. 20.
3 Für 1980 wurde der Kohlepfennig auf 4,5 vH gesenkt. Das Aufkommen dürfte sich
auf etwa 2 Mrd. DM belaufen. Dies entspricht einem durchschnittlichen Subven-
tionssatz von etwa 60,00 DM/t Kraftwerkskohle.29
43. Bei den sonstigen inländischen Abnehmern - vornehmlich industrieller und
privater Wärmemarkt - wird der Einsatz von Steinkohle für die inländische Ener-
gieerzeugung diskriminiert, weil diese den hohen Listenpreis und nicht den Welt-
marktpreis zahlen müssen. Gerade in diesem Bereich verspricht eine Reform
der Kohlepolitik die größten Wirkungen. Denn das Substitutionspotential, das mit-
telfristig auf 20 Mill. t SKE und langfristig auf 40 Mill. t SKE geschätzt wird, kann
nur zügig ausgeschöpft werden, wenn genügend Kohle zum Weltmarktpreis verfüg-
bar ist, ganz abgesehen von der Deckung eines wachstumsbedingten Mehrbedarfs.
Soll auch dieser Abnehmerkreis in ein System von Deficiency Payments einbezogen
werden, so resultiert daraus - bei der Differenz zwischen dem durchschnittlichen
Listenpreis für Ruhrkohle und Importkohle von 81,62 DM/metr.t (1979) - ein Mit-
telbedarf von knapp 800 Mill. DM. In Anbetracht der enormen allokationspolitischen
Vorteile, die ein Systemwechsel mit sich brächte, müßte es möglich sein, diesen
Betrag zusätzlich aufzubringen, etwa analog zum Kohlepfennig in der Kraftwerks-
wirtschaft. Der Betrag - das sei nochmals betont - stellt nur bei rein fiskalischer
Betrachtungsweise einen Mehraufwand dar; er muß heute schon von den Abnehmern
am Wärmemarkt in Form eines höheren Listenpreises bezahlt werden. Die Umstel-
lung des Stützungssystems würde mit einem volkswirtschaftlichen Wohlfahrtsge-
winn verbunden sein, der um so ausgeprägter wäre,
- je stärker die nachgefragte Steinkohlenmenge aufgrund der eingetretenen Ver-
schiebung der Preisrelation zunähme und
- je mehr die Steinkohlenanbieter in der Welt auf die Beseitigung der Handelshemm-
nisse mit einer Ausweitung ihres Angebots reagieren würden.
44. Die Lieferung von Steinkohle an ausländische Abnehmer außerhalb der Eisen-
schaffenden Industrie, die sogenannte übrige Ausfuhr, brauchte nicht in das System
der Deficiency Payments einbezogen zu werden. Von diesen in Bergbaukreisen als
"Minderpreisgeschäfte" bezeichneten Ausfuhrgeschäften ist anzunehmen, daß sie
auf Weltmarktpreisniveau abgewickelt werden
1. Insoweit diese Ausfuhren bisher
keinen oder nur einen geringen Beitrag zur Wertschöpfung des heimischen Stein-
kohlenbergbaus geleistet haben, besteht kein ersichtlicher Grund, diese Ausfuh-
ren bei einem System von Deficiency Payments anders zu behandeln als bisher.
Von einer Liberalisierung der Steinkohleneinfuhren in die Bundesrepublik würden
diese Ausfuhren kaum betröffen sein.
1 Im Geschäftsbericht 1978 der Ruhrkohle AG heißt es hierzu: "Zur Vermeidung
einer noch schlechteren Produktionsauslastung mußten Zusatzgeschäfte - über-
wiegend Exporte in Drittländer - getätigt werden, die nur durch Anpassung an
die Weltmarktpreise möglich waren" [S. 18] .30
Das "Kohlepaket" vom Frühjahr 1980 - keine ausreichende Antwort auf die energiepolitische
Herausforderung
45. Bei der vorrangigen Strategie einer Minderung des Erdöleinsatzes in der künf-
tigen Energieversorgung wird mittelfristig zunehmend der Kombination eines er-
höhten Einsatzes von Steinkohle und Kernenergie verstärktes Gewicht eingeräumt.
So wurde auf dem jüngsten Wirtschaftsgipfel der Staats- und Regierungschefs in
Venedig vom 22. und 23. Juni 1980 beschlossen, die gemeinsame Kohleförderung
und -nutzung bis Anfang der neunziger Jahre zu verdoppeln [vgl. Wirtschaftsgip-
fel, 1980] . Außerdem soll auch der Einsatz der Kernkraft gesteigert werden. Al-
lerdings hat man hier eine ähnliche quantitative Festlegung des Ziels wie für die
Steinkohlennutzung nicht angenommen.
46. In der Bundesrepublik hat die energiepolitische Weichenstellung, aufgrund
derer der heimischen Kohle besonderes Gewicht beigemessen wird, in diesem
Frühjahr zu Vereinbarungen zwischen Bergbau und Kraftwerksbetreibern -
"Jahrhundertvertrag" - sowie flankierenden Gesetzgebungsmaßnahmen geführt,
die als "Kohlepaket" apostrophiert wurden. Das Gesetzgebungsverfahren ist
mittlerweile abgeschlossen worden, wobei die Mehrheit des Bundesrates aller-
dings ihre Zustimmung nur als vorläufig erteilt erachtet
1.
Die Einzelheiten dieser Regelungen sind im Anhang beschrieben. Hier sollen
nur die wichtigsten Grundzüge der Vereinbarung dargestellt werden (Tabelle 10):
- Die Abnahmeverpflichtung inländischer Kraftwerksbetreiber erhöht sich von
derzeit 33 Mill. t Steinkohlenförderung bis 1995 schrittweise auf 46, 5 Mill. t.
- Über die bestehenden Kontingente hinaus sollen den Kraftwerksbetreibern zoll-
freie Einfuhrkontingente eröffnet werden, die von 4 Mill. t in der ersten Hälfte
der achtziger Jahre auf 12 Mill. t in den neunziger Jahren ansteigen sollen.
- Ein gleich großer Rückgriff auf Importkohle wird dem gesamten übrigen Wär-
memarkt (vorrangig industrielle Verbraucher) eingeräumt.
- Das bisherige System der Finanzhilfen zugunsten des heimischen Bergbaus
wird mit kleineren Modifikationen beibehalten.
47. Global ist zu diesen Zielsetzungen folgendes anzumerken: Nach eigener
Schätzung kann der deutsche Steinkohlenbergbau bis Anfang der neunziger Jahre
seine jährliche Förderkapazität von derzeit knapp 90 Mill. t auf 100 Mill. t
steigern (vgl. Anhang). Trägt man den Postulaten des Gipfels von Venedig Rech-
nung, so würde selbst in Anbetracht des Umstandes, daß in der Bundesrepublik
die Steinkohle bereits einen im Vergleich zum übrigen Westeuropa überdurch-
schnittlich hohen Anteil an der Energieversorgung hat, der Einfuhrbedarf der
Bundesrepublik Anfang der neunziger Jahre etwa zwischen 50 und 60 Mill t/Jahr
liegen. Ungeachtet des jeweiligen reglementierten Verwendungszwecks läßt die
Summe aller geplanten Einfuhrkontingente jedoch vermuten, daß Anfang der
neunziger Jahre nur knapp die Hälfte dieser Einfuhren realisiert werden könnte.
1 "Die Mehrheit des Bundesrates hat die neue Regelung allerdings mit der kriti-
schen Anmerkung versehen, daß die in der Eile zustande gekommene Gesetzes-
änderung nur als Übergangslösung verstanden werden soll" [Kohlepfennig, 1980]31
Tabelle 10 - Einfuhrkontingente für Steinkohle nach Perioden und Einsatzberei-



































Am einschneidendsten könnte der Substitutionsprozeß im Bereich des Wärme -
marktes behindert werden. Einem jährlichen Substitutionspotential von mittel-
fristig 20 Mill. t und langfristig 40 Mill. t stehen Einfuhrkontingente von anfäng-
lich 4 Mill. t und später 12 Mill. t/Jahr gegenüber. Generell wird weder dem
Umstand ausreichend Rechnung getragen, daß das Substitutionspotential ausge-
schöpft werden muß, noch dem Umstand, daß der Energieverbrauch künftig an-
steigen wird. Diesen Anforderungen kann die Steinkohleneinfuhr bei ihrem jetzi-
gen Einfuhrrahmen nicht gerecht werden.
48. Mit den Neuregelungen im Rahmen des Kohlepakets verbindet die Bundesregie-
rung darüber hinaus die Erwartung, die deutsche Wirtschaft in die Lage verset-
zen zu können, auf dem Weltkohlemarkt langfristig zu kontrahieren. In Anbe-
tracht der auch in Zukunft noch bestehenden außenwirtschaftlichen Reglemen-
tierungen ist dies jedoch nicht in ausreichendem Maß möglich und überdies mit
besonderen Risiken verbunden. Trotz zeitlicher und sachlicher Übertragbarkeit
der Kontingente haben die Kraftwerksbetreiber nur dann die Möglichkeit, Stein-
kohle zu importieren, wenn sie ihre Abnahmeverpflichtung gegenüber der hei-
mischen Steinkohle erfüllen. Bleibt also der Steinkohleneinsatz in den Kraftwer-
ken hinter den vereinbarten Abnahmemengen zurück
1, laufen die Kraftwerksbe-
1 Dies könnte nicht nur bei schwach steigender Stromnachfrage eintreten, son-
dern auch bei Verzögerungen im Zubau neuer Steinkohlenkraftwerkskapazitä-
ten, etwa bei Fortdauer der Unsicherheiten über die Höchstzulässigkeit von
Immissionswerten nach der TA-Luft.32
treiber bei langfristigen Kontrakten auf dem Weltkohlemarkt Gefahr, ihren Ab-
nahmeverpflichtungen nicht nachkommen zu können
1.
49. Darüber hinaus ist aufgrund der Reglementierung, die bei der Verteilung der
Kontingente üblicherweise angewendet wird, kaum zu erwarten, daß diese Ein-
fuhrgrenzen auch ausgeschöpft werden.
- Hinsichtlich des Zeitprofils der Lizenzvergabe läßt die Neufassung des § 2 Ab-
satz 4 des Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe
2 zwar die Mög-
lichkeit offen, daß den einzelnen Antragstellern Einfuhrlizenzen für den gesam-
ten Zeitraum bis 1995 erteilt werden. Eine langfristige Planungssicherheit kann
jedoch nicht erreicht werden, wenn der Lizenzzeitraum in der Praxis nach Teil-
perioden oder gar Einzeljahren bemessen wird, was vom Gesetz nicht ausgeschlos-
sen wurde.
- Die Kontingente für den Wärmemarkt sind als Verbraucherkontingente konzipiert
3
mit der Maßgabe, daß der einfuhrberechtigte Antragsteller die Lieferungen selbst
verbraucht und nicht im freien Verkehr veräußert. Die Modalitäten der Lizenz-
vergabe sind noch nicht geregelt, aber jeder Lizenznehmer dürfte schlecht bera-
ten sein, langfristige Lieferkontrakte abzuschließen oder gar schon sein Betriebs-
system auf Steinkohle umzustellen, bevor er eine sachlich und zeitlich hinreichend
spezifizierte Einfuhrlizenz erhalten hat.
- Übersteigen die Einfuhrlizenz antrage die bereitgestellten Einfuhrmengen, so ist
unabhängig vom gewählten Zuteilungsverfahren damit zu rechnen
4 , daß ein großer
1 Sei es, daß bei Nichterfüllung der internen Abnahmeverpflichtung die Einfuhrlizen-
zen verweigert werden oder sei es, daß bei Erfüllung der Abnahmeverpflichtung
kein zusätzlicher Brennstoffbedarf innerhalb der Kraftwerkswirtschaft besteht.
2 Der entsprechende Passus hat folgenden Wortlaut: " Das Bundesamt für gewerbli-
che Wirtschaft kann auf Antrag im voraus Zollkontingentscheine erteilen . . .
3. für Antragsteller nach Absatz 1 Nr. 3 (Kraftwerkswirtschaft) und 5 (übriger
Wärmemarkt) für die für die einzelnen Zeiträume festgesetzte Zollkontingent-
menge" [Deutscher Bundesrat, 1980].
3 Für das Zollkontingent Übriger Wärmemarkt bleiben die Importeure antrags- und
einfuhrberechtigt, sofern sie Verbraucherverträge vorlegen. Im Verstromungsbe-
reich und im Grundkontingent ab 1987 sind lediglich die Endverbraucher antrags-
berechtigt.
4 Bei einem Windhundverfahren, bei dem die Einfuhrlizenzen in der Reihenfolge ihres
zeitlichen Eingangs bis zur Erschöpfung des Kontingents bewilligt werden, wäre der
Anteil der prophylaktischen Anmeldungen sehr hoch, wenngleich hier kein Anlaß be-
steht, vorsichtshalber eine den voraussichtlichen Eigenbedarf übersteigende Menge
zu beantragen. Erfolgt die Reduzierung des Antragsvolumens auf die Höhe des Kon-
tingents durch Repartierung, so ist regelmäßig mit einem den tatsächlichen Eigen-
bedarf übersteigenden Antragsvolumen zu rechnen. Denkbar ist auch eine Zuteilung
der Einfuhrlizenzen mittels einer Auktion, wie dies beispielsweise der Wissenschaft-
liche Beirat beim BMWi vorgeschlagen hat [BMWi, 1980b, S. 11]. Da bei diesem
Verfahren die Kontingentrenten durch den Fiskus in Form der Auktionserlöse weit-
gehend abgeschöpft werden, sind hierbei Verwendungsauflagen überflüssig. Der
Nachteil dieses Zuteilungssystems ist darin zu sehen, daß die allokationsverzer-
renden Wirkungen des Protektionssystems auf der Nachfrageseite verstärkt wer-
den.33
Teil der Anträge prophylaktischer Natur ist und unter dem Gesichtspunkt der
Optionssicherung gestellt wird. Dies führt in aller Regel dazu, daß Kontingen-
te unausgeschöpft bleiben, während gleichzeitig ein akuter oder in Zukunft ent-
stehender Einfuhrbedarf wegen "Überzeichnung" der Kontingente nicht befrie-
digt werden kann. Zwar sind Verfahren denkbar, einer derartigen Entwicklung
gegenzusteuern; sie müßten aber alle mit einer Verkürzung der Zuteilungspe-
rioden erkauft werden und kollidieren somit mit dem Gesichtspunkt der lang-
fristigen Planungssicherheit als Basis langfristiger Kontrakte auf dem Welt-
kohlemarkt.
Planungssicherheit und außenwirtschaftliche Reglementierung lassen sich kaum
auf einen vertretbaren gemeinsamen Nenner bringen. Der schnelle Erfolg einer
Substitutionsstrategie "weg vom Öl" ist nicht zuletzt abhängig davon, inwieweit
dem deutschen Verbraucher unreglementiert Zugang zum expandierenden Welt-
steinkohlenmarkt gewährt wird. Mit der weitgehenden Konservierung des bishe-
rigen Stützungssystems heimischer Steinkohle läuft die Energiepolitik der Bun-
desrepublik Gefahr, den notwendigen Anschluß an die energiepolitische Zukunft
zu versäumen.34
Anhang A
Die Einzelregelungen nach dem "Kohlepaket"
Der erst 1977 geschlossene Zehnjahresvertrag zwischen der Vereinigung Deut-
scher Elektrizitätswerke und dem Gesamtverband des Deutschen Steinkohlen-
bergbaus zur Abnahme von Kraftwerkskohle wurde Ende März erheblich aufge-
stockt und zeitlich erweitert. Die ursprüngliche Abnahmeverpflichtung der
Kraftwerkswirtschaft von jährlich 33 Mill. t heimischer Steinkohle soll stufen-
weise bei einer Laufzeit bis 1995 auf 46, 5 Mill. t/Jahr heraufgesetzt werden
(Tabelle AI). Eine Berücksichtigung der Entwicklung des Stromverbrauchs
bei der Bemessung der Abnahmeverpflichtung seitens der öffentlichen Elektri-
zitätswerke soll erst nach 1990 erfolgen, die größere Konjunkturabhängigkeit
der industriellen Kraftwirtschaft soll bei der Bemessung der Abnahmever-
pflichtung hingegen berücksichtigt werden.
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is der Substitution von Öl oder Gas gebunden. - Ohne prozentuale Vorbehaltsmengen (20 vH
ntielle Einfuhrkontingente für Kokskohle (3 Mill. t/Jahr) und für die Kohleveredelung (5 Mill. t/
>ptionsmenge von ca. 2 Mill. t, die je nach Bedarf zugeteilt wird. -
 dAb 1982. -
 6Ab 1989.-
verbrauchs im Zeitraum 1981-1985 gebunden. Unterschreitet der jährliche Verbrauchszu-
äie Abnahmeverpflichtung auf 180 Mill. t, überschreitet er 5 vH, erhöht sie sich 195 Mill.t.
Quelle: BMWi [1980a].
Mit dieser Verlängerung und Aufstockung des Kraftwerksvertrages ist der Ab-
satz von 640 Mill. t heimischer Steinkohle abgesichert, und gegen Ende der
achtziger Jahre wird etwa die Hälfte der dann erwarteten deutschen Steinkoh-
lenförderung in die Verstromung überführt. Mit der Aufstockung der Abnahme-
Verpflichtung verbindet sich die Erwartung, daß der deutsche Steinkohlenberg-35
bau seine jährliche Förderkapazität von derzeit knapp 90 Mill. t bis 1990 auf
etwa 100 Mill. t aufstocken wird
1.
Die Abnahmeverpflichtung wurde durch Änderungen energie- und außenwirt-
schaftsrechtlicher Vorschriften
2 ergänzt; die Gesetzgebungsverfahren sind
nunmehr abgeschlossen. Für den Bereich der Kraftwirtschaft wurden folgen-
de Regelungen getroffen:
Die Sonderabgabe nach dem "Kohlepfennig" wird beibehalten, die Finanzhilfen
wurden jedoch leicht modifiziert. Die Altmenge (33 Mill. t) wird in eine Grund-
menge von 22 Mill. t und eine Zusatzmenge von 11 Mill. t aufgeteilt. Für die
Grundmenge wird die bisherige Zahlung der Wärmepreisdifferenz zum schweren
Heizöl, sofern eine besteht, bis 1995 fortgesetzt.
Für die Zusatzmenge soll abweichend von der bisherigen Regelung'(halber Ruhr-
kohlepreis, vgl. Ziff. 21) künftig eine Subvention in Höhe der Differenz zwischen
dem jeweilig angemessenen Kohlepreis frei Kraftwerk und dem durchschnittli-
chen jeweiligen Importpreis frei deutsche Grenze unter Abzug eines Selbstbehalts
des Kraftwerkbetreibers in Höhe von 6, - DM/t (bisher 3, - DM/t) gewährt wer-
den. Unter den derzeitigen Preisverhältnissen führen die alte und die neue Re-
gelung zu etwa dem gleichen Ergebnis (Tabelle 8). Eine Verminderung des Preis-
abstandes zwischen Einfuhr- und Binnenpreis wirkt automatisch subventionsmin-
dernd, eine Zunahme dagegen nicht subventionserhöhend, da der Zuschuß durch
den durchschnittlichen Zuschußbetrag aus dem Jahr 1980 nach oben plafondiert
wird.
Die im Vergleich zum alten Zehnjahresvertrag bis 1995 zusätzlich kontrahierten
Mengen (Neumenge) deutscher Steinkohle werden, von einigen Ausnahmeregeln
abgesehen
3 , grundsätzlich nicht subventioniert. Als Ausgleich für den steigenden
1 Vertreter des deutschen Steinkohlenbergbaus rechnen mit einem Rationalisie-
rungseffekt in der Größenordnung von 1 vH pro Jahr, so daß die Kapazität in-
nerhalb einer Dekade ohne neue Schachtanlagen mit der derzeitigen Belegschaft
hochgefahren werden kann [vgl. Radzio, 1980] . Sollte die Produktivität wie in
der letzten Dekade aber eher stagnieren, so ist ein Neuaufschluß von etwa
20 Mill. t/Jahr über die durch Auskohlung auslaufenden Zechen hinaus erfor-
derlich. Der Bergbau müßte im Verlauf der nächsten Dekade nicht nur 60 vH
seiner Belegschaft wegen Überalterung neu rekrutieren, sondern darüber hin-
aus die Gesamtbelegschaft aufstocken. Es ist durchaus zweifelhaft, ob der
deutsche Steinkohlenbergbau einen derartigen Kapazitätsausbau würde bewäl-
tigen können [vgl. Steger, 1980].
2 Änderung des Zweiten und Dritten Verstromungsgesetzes sowie Änderung des
Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe. Beide abgedr. in:
Deutscher Bundesrat [ 1980] .
3 Diese Ausnahmeregelungen betreffen Sachverhalte, die auch bei den Altmen-
gen bisher zu Ausgleichszahlungen geführt haben, und zwar
- Ausgleichszahlungen für den Einsatz niederflüchtiger Kohle sowie von Bal-
lastkohle;
- Ausgleichszahlungen bei kostenbedingt unterschiedlich hohen und angemes-
senen Preisen einzelner Steinkohlenlieferanten (Ziff. 21).
Für die Anlaufphase steigender Abnahmeverpflichtung wird außerdem ein Be-36
Einsatz prinzipiell unsubventionierter deutscher Steinkohle aus der Neumenge er-
halten die Kraftwerksbetreiber Zollkontingentscheine zum Bezug von Importkohle
aus Drittländern, und zwar bis 1987 im Verhältnis 2 : 1 und danach 1:1. Die in
Tabelle AI ausgewiesenen Höchstgrenzen werden durch diese Quotierung bis 1987
nicht erreicht (Neumenge 5,2 Mill. t gleich 2,6 Mill. t Zollkontingentscheine bei
einer Kontingentgrenze von 4 Mill. t), und nach 1987 übersteigen die Berechti-
gungsmengen die bisher avisierten Kontingentsgrenzen (etwa 1988 Neumenge
10 Mill. t gleich 10 Mill. t Zollkontingentscheine bei einer Kontingentgrenze von
nur 8 Mill. t).
Die Einfuhrberechtigungsscheine sind zeitlich und innerhalb des Kreises der
Kraftwerksbetreiber unter der Voraussetzung übertragbar, daß dadurch nicht
die Bezugsmengen heimischer Steinkohle gemäß dem neuen Kraftwerksvertrag
gefährdet werden. Verlangsamt sich die Entwicklung des Stromabsatzes, geht
dies ausschließlich zu Lasten der Einfuhr. Die Kraftwerksbetreiber haben dann
höhere Durchschnittskosten, und letztlich müssen die Stromverbraucher höhere
Strompreise bezahlen.
Bei der Beurteilung der Importkapazität der Kraftwerksbetreiber nach der Auf-
stockung der Abnahmeverpflichtung heimischer Steinkohle ist zu beachten, daß
auch die Drittlandskohleeinfuhren des bisherigen Zollkontingents schon fast voll-
ständig an die Betreiber öffentlicher Kraftwerke geliefert wurden (Tabelle B2).
Dieses Kontingent soll beibehalten werden mit der Maßgabe, daß die bisher al-
leinantragsberechtigten Referenzimporteure nach einer Übergangszeit die An-
tragsberechtigung zugunsten der bisherigen Verbraucher dieser Kontingentmen-
gen verlieren
1.
Für den gesamten übrigen Wärmemarkt außerhalb der Kraftwerkswirtschaft
wird künftig ein Importkontingent bereitgestellt, das in Niveau und Aufstockung
jenen Höchstmengen entspricht, die für die Kraftwerksbetreiber aufgrund der
Zusatzverpflichtung aus den Neumengen bereitgestellt werden (Tabelle 10). Bis
Ende 1983 sind Einfuhrlizenzen aus diesem Kontingent an einen Nachweis der
Substitution von Mineralöl und Gas gebunden
2 .
vorratungspuffer bis maximal 6 Mill. t dergestalt subventioniert, daß die EVU's
die dabei anfallenden Lager-, Zins- und Kreditbeschaffungskosten bis zum
31. 12. 1990 aus dem Sonderfonds des Dritten Verstromungsgesetzes erstattet
bekommen. Des weiteren werden die Investitionszuschüsse (180, - DM pro kW-
Kapazität) zum Bau neuer Steinkohlenkraftwerke mit neuem Fristenlauf (Bau-
beginn bis Ende 1983, Fertigstellung bis Ende 1987) weitergewährt. Bis Ende
1989 wird ferner die Förderung des Baus von Kohleheizkraftwerken-zum Aus-
bau der Fernwärme verlängert. Um die Umstellung von ölbefeuerten Heizkraft-
werken auf Kohle unter Beibehaltung der Kraft-Wärme-Koppelung zu forcieren,
sollen für vier Jahre Umstellungszuschüsse bis zu 130,- DM pro kW gezahlt
werden.
1 Bei einer liberalen Wirtschaftsordnung wäre naheliegend gewesen, dem Ver-
braucher zu überlassen, ob er das Antragsrecht selbst ausüben oder sich der
Dienste des Steinkohlenhandels bedienen will.
2 Eine analoge Auflage besteht derzeit für das sogenannte Ölsubstitutionskontin-
gent in Höhe von 1,1 Mill. t/Jahr [Verordnung, 1979] .37
Für den Koksbedarf der deutschen Stahlindustrie wird die nach geltendem Recht
bestehende Ermächtigung zur Eröffnung eines Kokskohlekontingents von 3 Mill.
t/Jahr in ein Jahreskontingent umgewandelt. Die Bereitstellung eines derartigen
Kontingents ist aber weiterhin bis 1988 an die Voraussetzung geknüpft, daß be-
stehende Verträge, insbesondere der Hüttenvertrag, entsprechend angepaßt wer-
den. Bis zum Auslaufen des Hüttenvertrages muß man davon ausgehen, daß Ein-
fuhrmöglichkeiten für Kokskohle nur insoweit eröffnet werden, als der Kokskoh-
lebedarf der deutschen Stahlindustrie die Liefermöglichkeiten des heimischen
Steinkohlenbergbaus übersteigt.
Die Bundesregierung wird durch die Gesetzesnovellierung ermächtigt, neben den
genannten Kontingenten
- die bisherige Einfuhrmenge zur Deckung des im Rahmen des von der Bundesre-
gierung geförderten Programms zur Kohleveredelung wachsenden Steinkohlenbe-
darfs um 5 Mill. t/Jahr zu erhöhen
1;
- die jeweiligen Einfuhrmengen der einzelnen Verbrauchsbereiche durch Rechts-
Verordnung bis zu 20 vH, durch Rechtsverordnung nach Stellungnahme des Bun-
desrates mit Zustimmung des Bundestages biszu weiteren 30 vH zu erhöhen;
- die bisherige Vorbehaltsmenge, mit der kurzfristig auf einen Mehrbedarf reagiert
werden kann, von 0,4 Mill. t auf 2 Mill. t/Jahr aufzustocken.
1 Der Regierungsentwurf sah hier lediglich eine Ermächtigung zur Eröffnung
eines Einfuhrkontingents vor. Der Gesetzgeber ist in diesem Punkt einer





































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft [lfd. Jgg.]. - Eigene Berechnungen.Tabelle B3 - Inlandsverbrauch
a an Steinkohle und Versorgungsanteil der Steinkohleneinfuhren aus Drittländern
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